
Die internationalistische Organisation 
Askapena, mit der wir zusammenar-
beiten und mit der wir gemeinsam 
auch diese Woche der internationalen 
Solidarität mit dem Baskenland organi-
sieren, wurde im September 2010 eben
falls Ziel von Massenverhaftungen. Noch 
immer befinden sich Walter Wendelin, Gabi 
Basañez und Unai Vázquez auf Anordnung 
des Madrider Sondergerichts Audiencia Na
cional in „provisorischer“ Haft im Gefäng nis. 
Als Grund wird angegeben, die Mitglieder 
der legalen (!) Organisa tion Askapena „ver
breiten in verschiede nen Ländern Eu ropas, 

Zentral und Südamerikas die Standpunkte 
von ETA und Bata suna“. Konkret aufgeführt 
wird die Verbrei tung des Dokuments „Zutik 
Euskal Herria – Steh auf Baskenland“, also 
ausgerechnet des Doku ments, in dem die ab
ertzale Linke unilateral ihre Friedensinitiative 
präsentiert.     
In der Logik spanischer Polizeitaktik ist dies 
konsequent. Denn um  Menschenrechtsver
letzungen als Mittel ihrer Politik im Baskenland 
einsetzen zu können und Proteste dagegen  
möglichst klein zu halten, versucht Spanien, 
der Welt und Europa zu sugge rieren, dass es 
keinen baski schen Konflikt gäbe. 

Während der Aktionstage der Solidarität
mit dem Baskenland, die weltweit in vielen Ländern stattfinden,

bieten wir durch unsere Veranstaltungen und Aktionen die Möglichkeit, sich über die
baskische Friedensinitiative zu informieren. Wir bitten um aktive Unterstützung: helft mit, die

Erklärung von Gernika zu verbreiten und tragt dazu bei, die Politik des Wegschauens zu  beenden.
Beteiligt Euch an Soliwoche auch mit eigenen Aktionen. Gerne helfen wir Euch dabei!

BUNDESWEITE RUNDREISE MIT DELEGIERTEN AUS DEM BASKENLAND

VERANSTALTUNGEN | KINO | AKTIONEN

BERLIN • DARMSTADT • DÜSSELDORF• HAMBURG

KARLSRUHE • POTSDAM • U.A. 

Abkommen von Guernika:

• Anerkennung der Bürgerrechte und der politischen Rechte, Ab schaffung des Gesetzes zu 
den politischen Par teien (Ley de Partidos Políticos) als juristische Grundlage für die Verlet-
zung der Grundrechte, Aufhe bung der Verbote politischer Betätigung für Pro-Unabhängig-
keits-Aktivisten. Ein Ende jeder Art von Verfol gung, Verhaf tungen und Folter gegen Perso-
nen auf Grund ihrer politischen Aktivität oder Ideologie.

• Ein Ende der Konfrontationsstrategie gegen baskische politische Gefangene, insbesondere: 
Verlegung aller Gefangenen ins Baskenland und damit ein Ende der Politik der Zer streuung, 
Entlassung aller schwer kran ken Gefangenen, Entlassung aller „präventiv“ Inhaftierten, die 
im Gefängnis auf ihren Pro zess warten, Ent lassung aller verurteilten Gefangenen, die die re-
chtlichen Voraus setzungen hierfür erfüllen, Abschaffung der gesetzli chen Grundlage für die 
Ausdehnung von Haftstrafen auf 40 Jahre

• Revision aller Gerichtsverfahren gegen Personen und Organisationen, in denen Verurteilun-
gen auf Grund von politischer Aktivität erfolgten. Abschaffung aller Sondergerichte und Tri-
bunale, aller Sondergesetzgebun gen und ein Ende der Incommunicado-Haft (eine verhaftete 
Person befindet sich über Tage hinweg in völliger Iso lation und schutzlos in den Händen der 
Polizei, Vorwürfe wegen Folter und Miss handlungen werden erho ben, aber vom zuständigen 
Sondergericht fast nie verfolgt).

• Einbeziehung internationaler Persönlichkeiten, um die Einhaltung der Men schenrechte zu 
verifizieren.

• Die Erklärung eines permanenten und unilateralen Waffenstill-
stands durch ETA, der durch die internationale 
Gemeinschaft verifizierbar ist.

V.i.S.d.P.: Uschi Grandel, Holzhaussiedlung 15, 84069 Schierling
Kontakt: info@info-baskenland.de
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eDas Baskenland ist im Aufbruch.

Im Februar 2010 bekräftigte die abertzale 
Linke1, die baskische linke Unabhängig
keitsbewegung, ihre Friedensinitiative mit 
dem Dokument „Zutik Euskal Herria2 – 
Steh auf, Basken land“ und erklärte einseitig 
und ohne Vorbedingung den Einsatz aus
schließlich politischer und demokratischer 
Mittel zur Er reichung ihrer Ziele. Seitdem 
wächst die Zustimmung zu dem Projekt mit 
fast wöchentlich neuen Erklä rungen, Bünd
nissen und Aktionen, deren Unterstützerin
nen und Unterstützer weit über das eigene 
Umfeld der abertzalen Linken hinausgehen.

Viele Baskinnen und Basken sehen die 
Chance auf Selbstbestimmung, auf ein Ende 
des spanischbaskischen Konflikts und 
fordern von allen Konfliktparteien Engage
ment in Richtung eines Friedensszenarios 
und politi scher Verhandlungen. Die aktive 
Beteiligung der Bevölkerung ist enorm: sie 
fordern ihre politischen Rechte und tragen 
den Protest auf die Straße. 

Die Existenz der über 750 baskischen 
politi schen Gefangenen in spanischen 
und französischen Gefängnis sen ist eines 
der brennenden Probleme, die gelöst werden 
müssen. Die politische Taktik der spani schen 
Regie rung setzt auf ein un menschliches Re
gime der Isolation, der physischen und psy
chischen Brutali sierung, um Ge fangene aus 
dem Kollektiv heraus zubrechen.

Im Interview mit der baskischen Zeitung Deia 
vom 3. Januar 2011 gibt Beñat Zarrabeitia, 
ein Mitglied von Etxe rat (deutsch: „nach 
Hause“), der Organisation der Familienange
hörigen der Gefangenen, ein Beispiel. Vor 
kur zem verlegten die spanischen Behörden 
einen Gefangenen aus dem 800 km entfern
ten Granada in die Nähe des Baskenlandes, 
eine enorme Erleichterung für ihn, seine 
Familie und seine Freunde. Nach zehn Tagen 
sollte er eine Erklärung unterschrieben. Als er 
das nicht tat, wurde er ins 700 km entfernte 
Badajoz verlegt. Seine Bedin gungen sind 
nun schlechter als zuvor in Grenada.
 
10.500 Menschen beteiligten sich am Sil
vesterabend 2010 in 67 Städten und Dörfern 
des Baskenlandes an den wö chentlichen 
FreitagsMahnwachen für die baskischen 
politischen Gefangenen, die Flüchtlinge und 
die Depor tierten.

64.000 gingen am Samstag, den 8. 
Januar 2011, auf die Straße und folgten 
damit dem Aufruf von Et xerat „Machen wir 
einen Schritt nach vorn“: 

„In der Hoffnung, dass dies das letzte Mal ist, 
bitten wir die baskische Gesellschaft erneut 
um ihr Engagement. Wir bitten um Hilfe, um 
die derzeit gültige grausame Gefangenen-
politik zu beenden. Wir gemeinsam haben 
das in der Hand. Denn die Verteidigung 
der Rechte der baskischen politischen Ge-

fangenen bedeutet gleichzeitig, die Rechte 
aller Bürgerinnen und Bürger zu verteidigen.  
Damit das Ende der bestehenden Gefan-
genenpolitik eine neue Zeit mit sich bringt.“
  
Auch die immer wieder erfolgten Verbote 
der politischen Parteien der abertzalen 
Linken und damit ihre Aus gren zung aus den 
Institutio nen blockieren demokratische Ver
hältnisse im Baskenland. In über 100 Städ
ten und Dör fern des Baskenlandes trugen 
am 18. Dezember 2010 Menschenketten 
die Forderung nach einer Legalisie rung 
der abertzalen Linken machtvoll auf die 
Straße. 

Mit der Brüsseler Erklärung vom März 2010 
kam hochkarätige Unterstützung durch welt
weit angesehene Frie densnobelpreisträger. 
Der südafrikanische Bischof Desmond Tutu, 
der nordirische Sozialdemokrat John Hume, 
die Nelson Mandela Stiftung, die ehemalige 
Präsidentin der Republik Irland und spätere 
Hochkommissarin der UNO für Menschen
rechte, Mary Robinson, und andere interna
tional bekannte Persönlichkeiten „begrüßen 
die vorgeschlagenen Schritte … der baskis-
chen Pro-Unabhängigkeitsbewegung“.

Im Juni 2010 schlossen die baskische so
zialdemokratische Partei Eusko Alkartasu
na und die abertzale Linke ein Bündnis zur 
strategischen Zusammenarbeit linker 
Unabhängigkeitskräfte.

Das Bündnis bildete die Basis vieler Ini
tiativen, die seither gestartet wurden. Die 
politisch wichtigste dieser Initiativen ist das 
Abkommen von Gernika (spanisch: Guer
nica), das im September 2010 als gemein
same Plattform von über 30 baskischen 
Ge werk schaf ten, politischen und sozialen 
Organisationen unterzeichnet wurde.
 
Gemeinsam fordern sie als ersten Schritt 
von der spanischen Regierung und von ETA 
„einen Zustand ohne Gewalt“.

ETA unterstützt seit Ende 2009 die 
Friedensbemühungen durch einen Waffen-
stillstand und erklärte am 10. Ja nuar 2011 
einen permanenten, umfassenden und 
durch internationale Kontrolle verifizierbaren 
Waffenstill stand. 

Die bisherige Antwort der spanischen 
Regierung auf die Friedensinitiative 
war verstärkte Repression.
Mit Mas senverhaftungen gegen Jugendli
che, Verhaftung von Anwälten und Repres
sion gegen Personen, die inter natio nal für 
Solidarität werben.

Aktivisten und bekannte Repräsentanten der 
abertzalen Linken sind nach wie vor entwed
er „proviso risch“ hinter Gittern oder in einem 
Zustand rechtloser Freiheit, belegt mit dra
konischen Politik und Ver samm lungsver
boten und hohen Geldsummen als Kaution.

                                                  1) Die Bedeutung des baskischen Begriffs
“abertzale“ in „abertzale Linke“ ist verknüpft mit der speziellen 
Ausprägung der baskischen Unabhängigkeitsbewegung als progres-
sive und internationalistische Bewegung. Als solche umfasst sie ein 
breites Spektrum von Organisationen, wie zum Beispiel politische 
Parteien, Gewerkschaften und kulturelle Organisationen, sowie 
bedeutende Teile der Frauen-, Umwelt- und Internationalismus-
bewegungen, die das gemeinsame Ziel der Befreiung des Basken-
landes haben. So wie Republikanismus eine besondere Bedeutung 
im irischen Kontext besitzt, kann der Begriff „abertzale“ nicht nur 
einfach als Unabhängigkeitsbewegung übersetzt werden, ohne seine 
progressive Bedeutung zu betonen.

      2)  Euskal Herria 
(Baskenland), 20.000 km2,
3 Millionen Einwohner,
7 Provinzen, vier davon auf 
der spanischen, drei auf der 
französischen Seite. Bizkaia, 
Gipuzkoa und Araba bilden 
die Autonome Baskische 
Gemeinschaft (CAV), Nafar-
roa wird separat verwaltet. 
Oft wird das Baskenland mit 
der CAV gleichgesetzt.  

Spenden erwünscht: Solidarität für ein linkes und unabhänginges Baskenland
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